
Eine hervorragend besuchte öf-
fentliche Informationsveranstal-
tung zum Thema „Der Energie-
pass“ hatte Haus & Grund
Schwerin bereits im September
2007 veranstaltet. Neben einem
umfassenden Vortrag von Dipl.-
Ing. Bernd Kuhnert von den
Viessmann Werken zum Thema
„Der Energiepass“ stellten sich
auch Spezialisten für Energiefra-
gen anschließend den Fragen der
Teilnehmer.

Der Bundesrat hat am 8. Juni
2007 der neuen EnEV 2007 und
damit der Einführung von Ener-
gieausweisen zugestimmt. Für
denkmalgeschützte Gebäude

muss zunächst noch kein Ener-
gieausweis ausgestellt werden.
Die Wahlfreiheit zwischen Ver-
brauchs- und Bedarfsausweis
wurde bis zum 30. September
2008 verlängert. Über den Ener-
gieausweis können sich poten-
tielle Käufer und Mieter künftig
relativ schnell und einfach über
den Energieverbrauch von Ge-
bäuden informieren und Ange-
bote im Markt vergleichen.

Welcher Ausweis für wel-
ches Gebäude?

Die vom Bundesrat geänderte
EnEV 2007 ist zum 1. Oktober

2007 mit zwei Energieausweis-
Varianten in Kraft getreten: Der
Bedarfs- oder ein Verbrauchsaus-
weis.
• Die aufwendigere Variante ist

der „Bedarfsbasierte Ausweis“.
Hierfür wird von einem Fach-
mann anhand der Beschaffen-
heit des Gebäudes, der Hei-
zungsanlage und anderer Fak-
toren der voraussichtliche
Energiebedarf der Immobilie
berechnet.

• Der „Verbrauchsorientierte
Ausweis“ ist einfacher zu erstel-
len wird auf Basis der bisheri-
gen Energieverbrauchswerte,
d.h. weitgehend auf Grundlage
der Heizkostenabrechnung er-
rechnet.
Für Gebäude mit bis zu vier

Wohnungen, die vor 1978 erbaut
worden sind, ist der bedarfsori-
entierte Energieausweis vorge-
schrieben. Wahlfreiheit besteht
für alle Liegenschaften mit fünf
oder mehr Wohnungen, aber
auch für kleinere Liegenschaften,
die nach 1978 gebaut oder be-
reits modernisiert wurden. Für
die meisten Gebäudetypen ist
noch bis zum 30. September
2008 eine Ausstellung der preis-
werteren verbrauchsorientierten
Ausweise möglich. Nach Ablauf
dieser Frist gelten Einschränkun-
gen. Dann benötigen Eigentümer
von Gebäuden mit weniger als
fünf Wohneinheiten, für die der
Bauantrag vor dem 1. November
1977 gestellt wurde und die das
Anforderungsniveau der 1. Wär-
meschutz-Verordnung nicht er-
reicht haben, zwingend den Be-
darfsausweis. 

Für alle übrigen Gebäude gilt
nach dem 30. September 2008

Familien ist entscheidend, um
der Überalterung unserer Gesell-
schaft entgegen zu wirken und
den demografischen Wandel po-
sitiv zu gestalten. Angesichts des
demografischen Wandels sei
auch die Reform des Gesund-
heitswesens eine Frage der Zu-
kunftsfähigkeit. Zu den Kern-
punkten der Reform zählten die
Einführung des Gesundheits-
fonds, einer allgemeinen Pflicht
zur Krankenversicherung, neue
tarifliche Wahlmöglichkeiten für
gesetzlich Versicherte und nicht
zuletzt Maßnahmen, um der Un-
terversorgung insbesondere in
den ostdeutschen Ländern vor-
zubeugen. 

Gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Ost und West
anstreben

Zum Thema Föderalismusre-
form II stellte der Ministerpräsi-
dent zwei große Komplexe he-
raus. Zum einen gehe es um Mit-
tel und Wege zu einer für alle Be-
teiligten umsetzbaren Verschul-
dungsbegrenzung, zum anderen
um die Modernisierung staatli-
cher Aufgaben: „Wir brauchen
im Rahmen der Föderalismusre-
form Lösungen, mit denen alle
Bundesländer, ob groß oder
klein, finanzschwach oder fi-
nanzstark, leben können. Am
Auftrag des Grundgesetzes zur
Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in Deutschland
müsse festgehalten werden“.

Neben seinen Auslandsreisen
nach Polen, Vietnam, Österreich
und in die Niederlande hob
Ringstorff besonders die Feier-
lichkeiten zum Tag der Deut-
schen Einheit in Schwerin als ei-
nen besonderen Höhepunkt her-
vor. Er berichtete über die Viel-

falt der 16 Bundesländer mit
dem Reichtum ihrer Kultur, der
Schönheit ihrer Natur, der Le-
bensart ihrer Menschen, den
Leistungen ihrer Unternehmen
und dem Engagement ihrer Ver-
eine und Verbände.

Kritisch auf gutem Weg –
aber konsequent gegen
Nazis!

Im anschließenden Gespräch
erklärte Ringstorff, dass es im
Vergleich zu den meisten ande-
ren Bundesländern mit Mecklen-
burg-Vorpommern trotz der
enormen Leistungen unserer
Menschen in den letzten Jahren
sicherlich noch Defizite im Le-
bensniveau gab. So hatte u. a.
der G8-Gipfel in Heiligendamm
den Bekanntheitsgrad unseres
Landes in der Welt zwar stark ge-
fördert, allerdings gibt es nach
wie vor zur Sorge Anlass, dass es
in Mecklenburg-Vorpommern
noch stärker gelten muss, sich
aktiv gegen NPD-Aktivitäten ein-
zubringen, da der Ruf unseres
Bundeslandes durch faschistoi-
des Auftreten Einzelner weit über
die Grenzen hinaus beschädigt
wurde. Investoren werden da-
durch zum Nachteil der Bürger
des Landes weiterhin abge-
schreckt. Er könne es nur schwer
ertragen, dass die NPD in Meck-
lenburg-Vorpommern systema-
tisch einen „Kaderaufbau“ betrei-
be und dafür sogar noch vom
Staat erheblich viele Euros erhal-
te. Mit Nachdruck warb er für ein
Verbot dieser antidemokrati-
schen Partei. Wir denken, dabei
sollten ihn alle demokratischen
Kräfte unseres Landesverbandes
Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern tatkräftig unterstüt-
zen.

Haus & Grund
Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Eigentümerschutz-Gemeinschaft der 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer 

Liebe Leser, seit diesem Som-
mer ist unsere Redaktion von
Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern auch außerordentli-
ches Mitglied der Landespresse-
konferenz M-V. Wir haben damit
eine weitere Möglichkeit der Öf-
fentlichkeitswirksamkeit für un-
sere Mitgliedervereine erschlos-
sen, die uns gleichzeitig einen
noch besseren Einblick in die ak-
tuelle Landes- und Bundespolitik
gewährt. 

H&G M-V besuchte 
Bundesratssitzung

Über unseren Besuch der Bun-
desratssitzung im Oktober 2007,
die unser Ministerpräsident von
Mecklenburg-Vorpommern Dr.
Harald Ringstorff – gleichzeitig
Bundesratspräsident – leitete und
aus seiner anschließenden Pres-
sekonferenz im Bundesrat in Ber-
lin möchten wir sie informieren.
Außerdem wurde Ringstorff vom
Bundespräsidenten Horst Köhler
– kurz vor dem offizellen Ende
seiner auf ein Jahr begrenzten
Amtszeit – mit dem Großen Ver-
dienstkreuz mit Stern und Schul-
terband des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet. Er erhielt den ho-
hen Orden für seine herausra-
genden Verdienste um die Bun-
desrepublik Deutschland. Dazu
unsere Hochachtung und herzli-
che Gratulation!

Worum geht es im Bun-
desrat?

Unser Grundgesetz beschreibt
in Artikel 50 die zentralen Aufga-
ben des Bundesrates so: Durch
den Bundesrat wirken die Länder
bei der Gesetzgebung und Ver-

waltung des Bundes und in An-
gelegenheiten der Europäischen
Union mit. Von besonderem Ge-
wicht ist die Mitwirkung des
Bundesrates bei Gesetzgebungs-
verfahren. Kein Bundesgesetz
kommt zustande, ohne dass der
Bundesrat damit befasst war. Ge-
mäß Artikel 51 Absatz 2 des
Grundgesetzes hat jedes Bundes-
land mindestens drei Stimmen –
so auch Mecklenburg-Vorpom-
mern. Länder mit mehr als zwei
Millionen Einwohner haben vier,
Länder mit mehr als sechs Millio-
nen Einwohner fünf, Länder mit
mehr als sieben Millionen Ein-
wohner sechs Stimmen. Da war
es für mich schon beeindru-
ckend, mit welcher Bravour un-
ser Ministerpräsident und Bun-
desratspräsident Dr. Harald Ring-
storff die Bundesratssitzung in
der deutschen Hauptstadt leitete.
Komplizierte Themen wie Min-
destlöhne, Bahnprivatisierung,
Volkszählung, Justizfragen und
Kinderarmut waren u.a. auf der
Tagesordnung.

M-V sehr aktiv auf natio-
nalem und internationa-
lem Parkett

Er berichtete anschließend,
dass Mecklenburg-Vorpommern
nicht nur mit dem Vorsitz der
G8-Staaten auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel in Heiligendamm in
den vergangenen Monaten im
Fokus des weltpolitischen Inte-
resses stand. Es war also nicht
nur auf internationalem Parkett
ein wegweisendes Jahr, auch in-
nerstaatlich haben Bund und
Länder gemeinsam wichtige
Schritte gemacht, um Deutsch-
lands Zukunftsfähigkeit zu stär-
ken. Ganz oben auf der politi-
schen Agenda stand das Thema

„Familienfreundlichkeit“. Es sei
zu begrüßen, dass Bund und Län-
der sich über einen bedarfsge-

rechten Ausbau der Betreuungs-
angebote für unter Dreijährige
geeinigt haben. Die Stärkung der

2007: Starkes Jahr für Mecklenburg-Vorpommern 
Dr. Harald Ringstorff erwarb in Berlin hohe Würde in seiner Funktion als Bundesratspräsident

Bundespräsident Horst Köhler überreicht das Große Verdienstkreuz
mit Stern und Schulterband des Verdienstordens der Bundesrepublik
Deutschland an Ministerpräsident Ringstorff. 

Konstruktiver Gedankenaustausch: Ministerpräsident Dr. Harald
Ringstorff und Ehrenpräsident Erwin Mantik von H&G M-V. 
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Haus & Grund Veranstaltung: „Informationen zum Energiepass“

weiterhin die Wahlfreiheit mit
einer Ausnahme: Wer Mittel aus
staatlichen Förderprogrammen
bekommen möchte, muss einen
Bedarfsausweis vorlegen.

Übergangsfristen beachten

• Für Gebäude mit Baujahr bis
1965 muss der Energieausweis
zum 1. Juli 2008 vorliegen 

• Für Gebäude mit Baujahr nach
1965 muss der Ausweis zum 1.
Januar 2009 vorliegen 

• Für Nichtwohngebäude müs-
sen diese bis zum 1. Juli 2009
vorliegen 
Der Energieausweis weist alle

wichtigen Kenndaten einer Im-
mobilie aus. Zunächst wird die
Einstufung der Energieeffizienz
gezeigt und mit dem Verbrauch
anderer Gebäude verglichen.
Dann werden Problemstellen je-
der Immobilie beschrieben und
genau aufgeführt, mit welchem

Verbrauch bzw. Bedarf zu rech-
nen ist. Darüber hinaus ist dem
Energieausweis i. d. R. eine zu-
sätzliche Seite mit Modernisie-
rungsempfehlungen beizulegen.

Wie uns der Vizepräsident von
Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern Günter Westendorf
mitteilt, hat der Landesverband
und der Schornsteinfeger Lan-
desinnungsverband von Meck-
lenburg-Vorpommern bereits ko-
operiert und für die Mitglieder
von Haus & Grund eine gute Lö-
sung angeboten: Eigentümer, die
mit dem Erstellen des Bedarfsaus-
weises noch warten möchten,
aber der gesetzlichen Aufforde-
rung nachkommen wollen, kön-
nen sich demnächst preisgünstig
einen verbrauchsbasierten Ener-
gieausweis erstellen lassen. Die-
ser hätte dann zehn Jahre Gültig-
keit. 

Die Mitglieder der Haus &
Grund-Ortsvereine des Landes

Mecklenburg-Vorpommern er-
halten dort einen Sonderrabatt
für den verbrauchsbasierten
Energieausweis, wenn sie einen
Fragebogen von zu Hause aus
ausfüllen und an den zuständi-
gen Innungsmeister senden. Wir
werden in der nächsten Monats-
ausgabe ausführlich darüber be-
richten und ein Antragsformular
in die Dezemberzeitung stellen.
Auftragsformulare für den Ener-
gieausweis wird es nach einer ge-
nauen Bewertung der Angebote
durch den Landesvorstand da-
nach auch bei den Haus &
Grund-Ortsvereinen in Mecklen-
burg-Vorpommern geben. 

Es bleibt uns also noch genü-
gend Zeit, die für unsere Haus &
Grund-Mitglieder besten und
günstigsten Angebote ausführ-
lich fachlich zu prüfen und Ih-
nen danach die Ergebnisse in
Form einer Empfehlung hier zu
unterbreiten.

Nicht nur Mitglieder von Haus & Grund, sondern auch Eigentümer
der Region waren am Vortrag von Dipl.-Ing. Bernd Kuhnert von den
Viessmann Werken zum „Energiepass“ stark interessiert.

Viele Fragen konnten in der
Schweriner Informationsveran-
staltung geklärt werden.



Kündigung bei unzuver-
lässigen Mietzahlungen

Kurzen Prozess machten Rich-
ter mit einem Mieter, der die
Miete „über mehrere Jahre“ hin-
weg nicht pünktlich gezahlt hat-
te und ständig vom Vermieter an
die Rückstände erinnert bezie-
hungsweise zur Zahlung aufge-
fordert werden musste. 

Hat der Eigentümer dem Mie-
ter übrigens wegen seiner Unzu-
verlässigkeit bereits eine Abmah-
nung ausgesprochen, so genügt
ein weiteres Vergehen, um eine
fristlose Kündigung des Mietver-
hältnisses gerichtlich durchzuset-
zen. (Az.: VIII ZR 364/04).

Räumung der Wohnung 

Ist ein Mieter nach der Miet-
vertragsauflösung schließlich zur
Räumung der Wohnung verur-
teilt worden, so kann der Ver-
mieter, um die Kosten des Ab-
transports und der Einlagerung
der Möbel zu sparen beziehungs-
weise zu reduzieren, sein Vermie-
terpfandrecht an allen Gegen-
ständen in der Wohnung geltend
machen und die Zwangsvollstre-

ckung auf die Herausgabe der
Wohnräume beschränken. Der
Gerichtsvollzieher ist dann nicht
mehr dazu berechtigt, einen Kos-
tenvorschuss für die Auslagerung
der Möbel zu verlangen (was bis-
her je nach Umfang mehrere tau-

send Euro kosten konnte). Bean-
sprucht der Mietschuldner aus
seiner Sicht unpfändbare Sachen,
so entscheidet darüber allerdings
das Gericht, nicht der Gerichts-
vollzieher. (Az.: I ZB 45/05).

H&G M-V
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Service und fundiertes Fachwissen bei der Vermarktung Ihrer
Immobilie!

Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs-
termin unter 0381/128359-0.

Die Immobilienmakler! Regional. National. International.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16, 18055 Rostock, www.remax.de

Der Bundestag hat den Weg
zur Vorbereitung der für 2011 ge-
planten Volkszählung in
Deutschland frei gemacht. Mit
den Stimmen von Union und
SPD verabschiedete das Parla-
ment einen Gesetzentwurf der
Bundesregierung, mit dem die
gesetzliche Grundlage für die
Vorbereitungsmaßnahmen ge-
schaffen werden soll. Damit wer-
den bei der Umsetzung auch für
Haus- und Wohnungseigentümer
sowie deren Mieter eine ganze
Menge von Fragen zu bewältigen
sein, weil auch Lebens- und
Wohnbedingungen der Bürger
als statistische Merkmale erfasst
werden. Allerdings hatte der
Bundesrat in seiner Sitzung am
12. Oktober aus Kostengründen
seine Zustimmung zum Vorberei-
tungsgesetz zunächst noch ver-
weigert und den Vermittlungs-
ausschuss zur Klärung restlicher
Unstimmigkeiten angerufen. 

Neues System zur Zahlen-
erhebung

Die Volkszählung 2011 soll
nach einem neuen, registerge-
stützten System erfolgen, bei
dem nicht mehr die gesamte Be-

völkerung befragt wird. 
Stattdessen soll sowohl auf

Melderegister und Daten der
Bundesagentur für Arbeit sowie
der Vermessungs- und Finanzbe-
hörden als auch der für Grund-
steuer, Grundbücher und Liegen-
schaftskataster zuständigen Län-
derstellen zurückgegriffen wer-
den. 

Zusätzlich sollen rund 17,5
Mio. Gebäude- und Wohneigen-
tümer sowie zehn Prozent der
Bevölkerung stichprobenartig be-
fragt werden. Erfasst werden sol-
len Geburtsland und -ort, Alter,
Geschlecht, Staatsangehörigkeit

und Familienstand. Dazu kom-
men Daten aus Haushalt, Er-
werbsleben sowie zur Bildung.
Die Gesamtkosten der neuen
Volkszählung werden auf etwa
450 Mio. Euro geschätzt.

Einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts entsprechend soll
der Familienname so früh wie
möglich aus den Daten gelöscht
werden. Grundsätzlich sollen
später alle Daten, die den einzel-
nen Bürger kenntlich machen,
gelöscht werden, wenn sie nicht
mehr aus statistischen Gründen
erforderlich sind.

Letzte Volkszählung war
vor der Wende 

In der Vorlage verweist die
Bundesregierung darauf, dass die
letzte Volkszählung in der Bun-
desrepublik 1987 stattfand und
in der DDR bereits sechs Jahre
zuvor. Die aktuellen Daten be-
ruhten auf geschätzten Fort-
schreibungen der damaligen Er-
hebung, die mit wachsendem
zeitlichen Abstand zur letzten
Volkszählung immer ungenauer
werden. Auch werde die EU für
2011 ihren Mitgliedsstaaten
Volks- und Wohnungszählungen
vorschreiben.

Gegen die Volkszählung 1987
hatte es seinerzeit heftige Protes-
te gegeben. Gegner warnten da-
mals vor dem „gläsernen Bürger“
und vor dem Weg in den Über-
wachungsstaat. Wie jedoch soll
ein demokratischer Staat gesteu-
ert werden, wenn er über keine
Basiskenntnisse seines Volkes
verfügt? Angst vor dieser not-
wendigen statistischen Erfassung
haben wahrscheinlich nur dieje-
nigen, deren Gewissen beim Ge-
danke an die Zählung in juris-
tisch bedingte Turbulenzen gerät
– oder?

Bundestag schafft Gesetz für Volkszählung

Ein Verein zur „Förderung An-
gemessener Lebensverhältnisse“
engagiert sich für die Entwick-
lung der Region am Plauer See
im Landkreis Parchim. Eines der
Ziele ist die Erhaltung typischer
landschaftlicher und dörflicher
Strukturen. Besonderes Interesse
gilt dem Lehmbau. Im Rahmen
eines Tourismuskonzeptes ent-
standen ökologische und soziale
Projekte. Kurse für handwerkli-
che Arbeiten im Modernen
Lehmbau bietet die Europäische
Bildungsstätte für Lehmbau. Der
FAL e.V. ist eine staatl. anerkann-
te Einrichtung der Weiterbil-
dung. Backöfen waren früher be-
sonders wichtige Gebilde der
Dorfgemeinschaft. Sie dienten
nicht nur zum Backen des Brotes,
sondern bei Festlichkeiten auch
zum Backen von Kuchen und
zum Braten von Fleisch. 

Für den Backofen wird zu-
nächst ein Gerüst aus Weiden-
flechtwerk gefertigt, auf das dann
außen und innen unterschiedli-
che Lehmmischungen in mehre-
ren Schichten aufgebracht wer-

den, die jeweils vor dem Weiter-
bauen trocknen müssen. Der
Ofen bekommt eine Wärmedäm-
mung, wird dann verputzt und
muss richtig durchtrocknen, be-
vor das erste Brot gebacken wer-
den kann. 

Ein vollständiger Backofenbau
erstreckt sich somit über einen
Zeitraum von mehreren Wo-
chen. Im Projekt werden Grund-
kenntnisse vermittelt, mit denen
vielleicht später ein Backofen in
der eigenen Region gebaut wer-
den könnte. Teilnehmer erwer-
ben dort Kenntnisse über die
Verwendung von Naturstoffen,
insbesondere Lehm als Baumate-
rial. Sie erlernen den Arbeitsab-
lauf zur Herstellung eines klei-
nen „Bauobjektes“. Das Projekt
wird i. d. R. auf dem Gelände des
Gutshauses Klein Dammerow
durchgeführt.

Natürlich können auch andere
„Gebäude“, wie eine Sauna oder
ähnliche Dinge aus Lehm gefer-
tigt werden, wenn man sich zu-
nächst die nötigen Grundkennt-
nisse angeeignet hat.

Traditionen in Mecklenburg-
Vorpommern 
Lehmbackofenbau

Stichprobenartig werden auch Gebäude- und Wohneigentümer
2011 zu ihren Immobilien befragt.

Sorgenvoll blicken wir auf die
Entwicklung der Energiepreise.
Die privaten Haushalte leiden
seit Jahren unter dieser Entwick-
lung: Von 2000 bis 2006 sind die
Energiekosten um fast 50 Prozent
gestiegen. Damit die Kosten
nicht davon galoppieren, sind
wir nun selbst gefragt. Zu den
ersten Schritten zählt die An-
schaffung von Energiesparlam-
pen ebenso wie eine deutliche
Reduktion des Stand-by-Betriebes
von zahlreichen Elektrogeräten. 

Geld sparen kann man auch
bei den Heizkosten. Etwa, indem
Bewohner die Räume drei Mal
täglich nur für fünf bis zehn Mi-
nuten stoßartig lüften, anstelle
einer energieraubenden Langzeit-
lüftung, wenn Fenster stunden-
lang in Kipp-Stellung verharren.
Wer zudem Energie- und insbe-
sondere Heizkosten nachhaltig
sparen möchte, sollte unbedingt
darauf achten, dass sämtliche
Wände des Hauses trocken sind.
Denn bei Feuchtigkeit im Haus
„müssen Sie damit rechnen, dass
Sie unnötig viel Energie verbrau-
chen“, erklärten dazu Sanie-

rungs-Spezialisten der Firma Iso-
tec. Nur ein trockenes Mauer-
werk ist ein echter Dämmstoff.
Der Grund liegt in der erhöhten
Wärmeleitfähigkeit, die feuchte
Wände mit sich bringen. Bei
Nässe wird vorhandene Wärme
schnell aus dem Wohnraum ins

Freie transportiert, weil Feuchtig-
keit die Wärme erheblich besser
leitet als etwa Luft. Die trocke-
nen Luftporen im Mauerwerk Ih-
res Hauses sind ein echter
Dämmstoff. Spezialisten trock-
nen im Bedarfsfall zunächst das
Mauerwerk aus, um es anschlie-

ßend mit Paraffin zu versiegeln
und so künftig vor Feuchtigkeit
zu schützen. Wer Energiekosten
spürbar senken wolle, müsse auf
ein getrocknetes Mauerwerk ge-
steigerten Wert legen, so die Ex-
perten.

Natürlich lassen sich die Ein-
sparmöglichkeiten auch optimie-
ren. Sogenannte „Klimaplatten“
nehmen überschüssiges Konden-
sat, wie z. B. Feuchtigkeit aus
dem Bad oder Wasserdampf aus
der Küche problemlos auf und
schützen damit dauerhaft vor
Schimmelbefall. Dank ihrer gu-
ten Dämmwirkung sind sie zu-
dem aber auch echte Garanten
für einen geringeren Heizauf-
wand. Die Heizkosten für eine
Familie lassen sich so um rund
500 Euro im Jahr senken (siehe
Grafik).

Fazit: Gegen weiter steigende
Strom-, Gas- und Ölpreise sollten
sich Verbraucher wappnen, in-
dem sie mit geeigneten Maßnah-
men ihren Energieverbrauch
deutlich reduzieren.

Weitere Infos: www.isotec-
sn.de Tel. 0385-5559590.

Energiekosten: Gegensteuern durch Spar-
maßnahmen und trockene Wände

Mehrmals pro Tag – beim Ver-
lassen der Wohnung oder abends
– überprüfen die meisten von
uns Türschloss und Fenster. 

Die Vorstellung, dass ein Täter
in mein Haus kann oder bereits
im Heim war, zerstört jedes Ge-
fühl der Geborgenheit – oft auf
Jahre. Die Einbruchsforschung
zeigt, dass viele der angebotenen
Produkte von Kriminellen leicht
ausgetrickst werden können. Ein
gewaltiger Fortschritt in der Si-
cherheitstechnik ist da das
Alarmgerät „Bublitz-B1“. Das
Hightech- Gerät der neuen Gene-

ration überwacht rundum die
komplette Objektaußenhaut, al-
so alle Fenster und Außentüren.
Wird eine Scheibe eingeschlagen
bzw. ein Fenster oder eine Tür
aufgehebelt, so verändert sich
nicht nur impulsartig der Luft-
druck im Objekt, sondern gleich-
zeitig auch die immer vorhande-
ne Schwingung des Luftvolu-
mens, und zwar im unhörbaren
Bereich von 1 bis 16 Hertz. Erst
wenn das Gerät beide Verände-
rungen in einer bestimmten Art
und Ausprägung registriert, wird
sicher Alarm ausgelöst. Die Über-

wachung funktioniert zuverlässig
über mehrere Etagen auf bis zu
600 Quadratmeter Nutzfläche.
Für eine Montage sind weder ein
Kabel, Bewegungsmelder, Mag-
netkontakte noch Glasbruchsen-
soren erforderlich. Zusätzliche
Montagearbeiten und hoher
Wartungsaufwand entfallen. Er-
weiterungen, wie z. B. ein auto-
matisches Telefonwählgerät oder
die Kopplung an die Rauch- und
Brandmeldeanlage könnten
nachträglich vorgenommen wer-
den.

A. Messlin, Bansin

Mehr Sicherheit im Haus Mietvertragsauflösung und 
Räumung der Wohnung
Gerichtsurteile
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Nach der Umsetzung der EU-
Versicherungsvermittlerrichtlinie
in deutsches Recht gelten seit
Mai 2007 neue Regelungen. Da-
mit wurde auch hier für uns ein
gesetzlicher Rahmen nach EU-
Recht umgesetzt. 

Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer sollten wissen, dass
alle Versicherungsvermittler ab
jetzt in ein zentrales öffentliches
Register eingetragen sein müssen
und darüber hinaus alle Versi-
cherungsmakler und Mehrfach-
vertreter von Versicherungsfir-
men eine Erlaubnis nach § 34 d
bzw. alle Versicherungsberater
nach § 34 e der Gewerbeordnung
benötigen. Das heißt konkret:
Wer gewerbsmäßig Dritte über

Versicherungen beraten will, oh-
ne von einem Versicherungsun-
ternehmen einen wirtschaftli-
chen Vorteil zu erhalten oder
von ihm in anderer Weise ab-
hängig zu sein (Versicherungsbe-
rater), bedarf der Erlaubnis der

jeweils zuständigen Industrie-
und Handelskammer. Sie sollten
sich also vor künftigen Gesprä-
chen mit Versicherungsvertre-
tern deren Nachweis vorlegen
lassen, um sicher zu gehen, nicht
an die „Falschen“ zu geraten.
Versicherungsvermittler als ge-
bundene Versicherungsvermitt-
ler, die für nur ein Versicherungs-
unternehmen tätig sind, werden
meist von den Versicherungsun-
ternehmen direkt in das Register
eingetragen. Diejenigen, die be-
reits seit dem 31. August 2000
ununterbrochen tätig sind, un-
terliegen für die Erlaubnisertei-
lung und Registrierung einer
Übergangsfrist bis zum 31. De-
zember 2008. H&G M-V

Neue Versicherungsvermittler-
richtlinie in Kraft

Die kostspielige Wartung von
technischen Einrichtungen in
Immobilien, beispielsweise bei
Fahrstühlen, Entwässerungsanla-
gen, Waschmaschinen etc. sind
künftig als Betriebssicherheits-
prüfung in den Betriebskosten
anteilig in der Rubrik „sonstige
Betriebskosten“ auf die Mieter zu
verteilen. 

Bislang gab es bei der Umlage
von Betriebskosten der Betriebs-
sicherheitsprüfungen rechtlich
immer wieder Schwierigkeiten.
Dabei sind regelmäßige Wartun-
gen zur Erhaltung der Betriebssi-
cherheit von Maschinen bzw.
Anlagen in Immobilien und der
Gewährleistung der Sicherheit
der Bewohner jedoch in den
meisten Fällen unvermeidbar. 

Kürzlich hat der Bundesge-
richtshof entschieden, dass „wie-
derkehrende Kosten“, die Eigen-
tümern bzw. Vermietern durch

Prüfung der Betriebssicherheit
technischer Anlagen entstehen,
als Betriebskosten umlegbar sind
(Az.: VIII ZR 123/06). Er wies da-
rauf hin, dass es bei einer „Be-
triebssicherheitsprüfung“ vorran-
gig um die Erfüllung der Ver-
kehrssicherungspflicht des Ver-
mieters geht. 

Somit können künftig alle vom
Vermieter aufgewandten Kosten
für die technische Prüfung der
Betriebssicherheit von Elektroan-
lagen, Gasgeräten, brandschutz-
technischen Einrichtungen so-
wie sonstiger installierter Haus-
technik als Betriebskosten antei-
lig auf Mieter umgelegt werden.
Bedingung ist, dass diese Kosten
eindeutig im Mietvertrag unter
„Sonstigen Betriebskosten“ ent-
sprechend § 2 Nr. 17 der Be-
triebskosten-Verordnung vertrag-
lich aufgeführt werden.

H&G M-V

Betriebskosten
Wartungskosten sind anteilig umlegbar

Kein Schadensersatz,
wenn Eigenbedarfsgrund
entfällt

Auch dieser Eigenbedarfsfall
ging zu Gunsten des Vermieters
aus: Er hatte seinem Mieter die
Kündigung ausgesprochen, weil
er die Räume für seine Schwie-
germutter benötige. Der Mieter
widersprach, und der Räumungs-
prozess zog sich über zwei Jahre
hin. 

Der Vermieter gewann und der
Mieter zog schließlich aus. Die
Schwiegermama war allerdings
einen Monat vor dem Auszug ge-
storben, womit – aus Sicht des
Mieters, der von dem Tod erst
später erfuhr – der Eigenbedarfs-
grund entfallen war. Er verlangte
Schadensersatz für den Umzug
und die nun zu zahlende höhere
Miete – kam damit aber beim
Bundesgerichtshof nicht durch:
Wäre der Mieter im Recht, so
führte dies dazu, dass der „ver-
tragstreue“ Mieter (der rechtzei-
tig auszieht) schlechter gestellt

wäre als der „vertragsuntreue".
(Az.: VIII ZR 339/04).

Bei rein beruflicher Nut-
zung kein „Eigenbedarf"

Häufiger Streitgrund ist das
Stichwort „Eigenbedarf“. So stell-
te der Bundesgerichtshof in ei-
nem Fall fest, dass der Vermieter
den Mietvertrag auch dann we-
gen Eigenbedarfs kündigen kann,
wenn das Objekt (in diesem Fall
ging es um ein Einfamilienhaus
auf Rügen) vom Vermieter nicht
allein zu Wohnzwecken, sondern
außerdem zur Berufsausübung
genutzt werden soll. Dabei muss
allerdings der Wohnzweck über-
wiegen (beispielsweise dadurch,
dass ein Zimmer als Arbeitszim-
mer und der Rest als Wohnung
genutzt wird). 

Fazit: Eine Eigenbedarfskündi-
gung ist stets dann nicht zuläs-
sig, wenn eine überwiegend be-
rufliche Nutzung der Räume im
Vordergrund steht. (Az.: VIII ZR
127/05). 

Eigenbedarf

Liebe Leser, sind wir den Preis-
erhöhungen der Strom- und Erd-
gaslieferanten eigentlich macht-
los ausgeliefert? 

Ich glaube nein, denn die von
über 300 Energieanbietern ange-
sagten Preiserhöhungen zum
Jahreswechsel 2007/08 sollten
wir keinesfalls mehr so einfach
hinnehmen.

Diese neuen Preiserhöhungen
sind nicht einmal im Ansatz ge-
rechtfertigt, denn keines der Un-
ternehmen kann in geringster
Weise plausibel definieren, wo-
her sie ihre Rechte zu einer er-
neuten Erhöhung nehmen. Da
wurden in 2006 mehr als 30
Mrd. Euro, aus den Haushalten
deutscher Verbraucher abgezockt
und dazu genutzt, um spekulativ
in Russland, Norwegen und in
diversen Staaten Asiens weitere
Konzernstandbeine zu schaffen,
die mit einer künftigen Energie-
versorgung deutscher Haushalte
rein gar nichts mehr zu tun ha-
ben. 

Man erwartet damit lediglich
riesenhafte Gewinne für künftige
Ausschüttungen an Konzernma-
nager und Aktionäre, die somit
über hohe Preise für Energieliefe-
rungen von den kleinen Haus-
halten in Deutschland vorab fi-
nanziert werden müssen.

Die Politik versagt in den letz-
ten Jahren zunehmend. Wir Ver-
braucher sind bestürzt! Wozu be-
nötigen wir eigentlich noch eine
Bundesregierung mit protzigem
„Verbraucherministerium“, mit
ehemaligen Lieblingskanzlern,
die sich nach ihren Wahlschlap-
pen „höchstpersönlich“ in die
riesigen Energiekonzerne ein-
bringen, um sich als „brave Ver-
mittler“ unserer Nation eigen-
süchtig von der Riesentorte der
Energiekonzerne wie z. B. „Gaz-
prom“, „E.ON“ etc. erhebliche
Anteile der Abzockergewinne
selbst zukommen lassen. 

Die Versuche einer absoluten
Massenverdummung mit Erklä-
rungen der Konzerne, dass hohe
Gaspreise stets an hohe Ölpreise
gekoppelt seien, ist ebenso ex-
trem falsch, wie unlogisch und
schon gar nicht beweisbar. Auch
im Jahr 2006 hat die deutsche
„Bundesnetzagentur“, deren Mit-
arbeiter über uns Steuerbürger
hoch bezahlt werden, erneut
festgestellt, dass die Netzentgelte
im bundesdeutschen Versorger-
Netz um rund ein Fünftel zu
hoch liegen. Doch nichts pas-
siert. Im Gegenteil: Seit dem 1.
Juli dieses Jahres ist sogar die
staatliche Preisaufsicht weggefal-

len. Welch ein Hohn! Verbrau-
cherrechte a la Bananenrepublik?
Die Folge: Alle Konzerne auf dem
Strom- und Gasmarkt können
unbehelligt zuschlagen und so-
gar bei Bedarf unliebsame Kon-
kurrenten aus den zwar steuerfi-
nanziert errichteten, aber jetzt
konzerneigenen Netzen drängen.

Aber nicht nur wir als private
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer leiden unter dieser kri-
minell anmutenden Masche. Die
deutsche Wirtschaft wurde im
letzten Jahr nach Meinung von
Experten um rund 20 Mrd. Euro
zusätzlich belastet, was letztlich
zu einer weiteren Einschränkung
der Wirtschaftskraft führte und
künftig noch weiter zunehmen
wird. Deren Auswirkungen sind
kaum abzusehen. Auch der Bund
selbst verdient über Steuerein-
nahmen kräftig am Abzocker-Ri-
tual mit. Daher wohl auch die
Gelassenheit der rot-schwarzen
Bundesregierung in Sachen
„Schutz des Bürgers“. Doch wir
als bodenständige Verbraucher
sollten energisch dagegen ange-
hen und uns wehren!

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern rät: Treten Sie dem
Energieversorger gegenüber
selbstbewusst auf. Weisen Sie ihn
schriftlich auf die Ihrer Meinung
nach zu hohen Lieferkosten hin.
Reagiert er nicht, sollte man zu-
nächst in einem weiteren Schrei-
ben mit einem Wechsel des An-
bieters drohen. Kürzungen und

Klagen gegen die Erhöhungen
wären auch ein möglicher Ver-
such. Überstürzen Sie solche
Schritte allerdings nicht und un-
ternehmen Sie nichts, ohne vor-
hergehende Beratung bei Ihrem
regionalen Haus & Grund-Ver-
ein.

Wie kann man sich kon-
kret wehren?

Nach Einschätzung der Deut-
schen Energie-Agentur (Dena)
kann ein Vier-Personen-Haushalt
mehr als 250 Euro pro Jahr im
Energiebereich sparen. Sie geht
dabei von einem Strompreis in
Höhe von 18 Cent pro Kilowatt-
stunde und einen Verbrauch von
4.500 Kilowattstunden pro Jahr
aus. 

Allein der Austausch der her-
kömmlichen Haushalts-Glüh-
lampen durch Energiesparlam-
pen kann die Stromkosten für
Beleuchtung jährlich um rund
80 Prozent reduzieren. Diese so-
genannten Kompaktlampen sind
bei der Anschaffung zwar teurer
als herkömmliche Glühlampen,
auf lange Sicht aber deutlich
günstiger. Denn für die gleiche
Helligkeit benötigen sie nur rund
ein Fünftel der Leistung. Auch in
anderen Teilen der Wohnung
schlummern nach Einschätzung
von Haus & Grund® noch große
Einsparpotenziale. So verbraucht
ein neuer Kühlschrank im Ver-
gleich zu alten Modellen bis zu
75 Prozent weniger Strom. Be-

sonders die Geräte mit Stand-by-
Funktion sind Stromfresser, denn
bei diesen Geräten bemerkt man
häufig gar nicht, dass Energie
fließt. Gerade Hifi-Geräte, Com-
puter oder DVD-Player ziehen
auch dann noch Strom, wenn sie
gar nicht in Betrieb sind, son-
dern nur das rote Stand-by-
Lämpchen leuchtet. So sollten
Geräte immer über Netzschalter
ausgeschaltet werden. Ist ein sol-
cher Schalter nicht vorhanden,
sollte man zu einer Steckdosen-
leiste mit Stromschalter greifen.
Damit lassen sich gleich mehrere
Geräte mit nur einem Schalter
abschalten.

Beim Kauf von neuen Elektro-
großgeräten wie Kühlschränken,
Waschmaschinen oder Kühl- und
Gefriergeräten gibt es ein EU-La-
bel, das Angaben über den Ener-
gieverbrauch der Elektrowaren
macht. Eine Skala von „A“ bis
„G“ soll dem Kunden bei der
Kaufentscheidung helfen. „A“
soll ein besonders effizientes Ge-
rät kennzeichnen, „G“ dagegen
ein nicht effizientes. Die Euro-
päische Union, Bund, Länder
und sogar Energieversorger bie-
ten außerdem eine Vielzahl von
Fördermaßnahmen für Men-
schen an, die mit baulichen Ver-
änderungen eine Beitrag zum
Klimaschutz und zugleich ihren
eigenen Energieverbrauch sen-
ken wollen. Wir haben als Ver-
bandszeitung in den letzten Mo-
natsausgaben mehrfach darauf
verwiesen und diverse konkrete
Beispiele aufgezeigt.

Als weitere Wahlmöglichkeit
ist der Wechsel des Anbieters
möglich. Das ist kaum mit Risi-
ken verbunden, denn es wird
kaum geschehen, dass Sie nach
einem Wechsel vom teuren An-
bieter möglicherweise einmal oh-
ne Versorgung dastehen. Nie-
mand sollte sich von diesem
Schritt abhalten lassen. Denn es
gibt stets eine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Energieversorgung
– notfalls durch den Hauptanbie-
ter vor Ort. In der Regel über-
nimmt bei einem Wechselantrag
der neue Anbieter alle Formalitä-
ten. Allerdings sollte man sich
vor einem Wechsel die Bedin-
gungen für ein vermeintlich
günstiges Angebot genau an-
schauen und im Haus & Grund-
Verein genau nachfragen. Denn
bereits jetzt tummeln sich schon
wieder „schwarze Schafe“ (in
Form von Tochterfirmen der Ab-
zockerkonzerne) auf dem Ange-
botsmarkt.

E. Mantik, H&G M-V

Energiepreiserhöhungen verhindern
Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern: Sich wehren und so Stromkosten einsparen!

Auch wenn es schwer fällt: Der
Abschied von der guten alten
„Glühbirne“ tut Not!

Bei allen Neuanschaffungen stets
Energiefresser ausschließen

Die meisten Vermieter rechnen
die Betriebskosten nach Kalen-
derjahr ab. Wer Vorauszahlungen
mit seinem Mieter vereinbart
hatte, muss diese mindestens
einmal jährlich abrechnen (12-
Monate-Frist). 

Wer mit seinem Mieter eine
Abrechnung nach dem Kalender-
jahr vereinbart hat, sollte die Ab-
rechnung bis zum 31. Dezember
erledigt haben. 

Nach neuester Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofes (Az.:
VIII ZR 1/06) ist künftig außer-
dem zu berücksichtigen, dass
neue Anforderungen einer der
Vorschrift entsprechenden Be-
triebskostenabrechnung beachtet
werden. 

Danach müssen Vermieter in
Zukunft nicht nur die Gesamt-
kosten je Betriebskostenart, son-
dern auch die nicht um Vorweg-
abzug bereinigten Gesamtsum-
men in der Betriebskostenab-
rechnung auflisten. 

Betriebskostenabrechnungen
sollten künftig also eine zusätzli-
che Spalte enthalten, in der ne-
ben der Angabe der Betriebskos-
tenart, der Gesamtkosten, des
Umlageschlüssels, des Anteils des
Mieters an den Gesamtkosten so-
wie des daraus resultierenden
Kostenanteils auch die Rech-
nungsgesamtkosten enthalten
snd. Das heißt z. B. bei der Kos-
tenumlage für einen Hauswart,
dass in der Betriebskostenabrech-

nung nicht nur der allgemeine
Kostenanteil für die Leistungen
des Hauswartes aufgeführt wird,
sondern auch die Kosten, welche
tatsächlich auf den Mieter umla-
gefähig sind (Fensterscheibenrei-
nigung im Flur, Treppenhausrei-
nigung etc.)

Zusätzlich muss auch die Ge-
samtsumme der Kosten für den
Hauswart angegeben werden, in-
klusive der Kosten, die als In-
standsetzungs- und Instandhal-
tungskosten nicht auf den Mieter
umgelegt werden können (z. B.
allg. Reparaturkosten etc.). Be-
achtet dies der Vermieter bei der
Betriebskostenabrechnung nicht,
könnte diese von Seiten der Mie-
ter angefochten werden.

Erhöhte Anforderungen an 
Betriebskostenabrechnungen 

Eine Kaution darf vom Vermie-
ter für anstehende Forderungen
aus einer Betriebskostenabrech-
nung einbehalten werden, wenn
der Mieter auszieht.

In dem konkreten Fall war der
Mieter Mitte des Jahres ausgezo-
gen und verlangte seine Kaution
zurück, bevor die Nebenkosten
sowohl des vergangenen als auch
des laufenden Jahres abgerechnet

waren. Hier ergab sich für das ab-
gelaufene Jahr eine Nachforde-
rung, die der Vermieter mit der
Mietsicherheit verrechnete. Da
auch für das Jahr des Auszugs
mit einer Nachforderung zu
rechnen war, durfte der Vermie-
ter den verbleibenden Teil der
Kaution ebenfalls auf Eis legen.
Eine Kaution sichert auch noch
nicht fällige Ansprüche des Ver-

mieters und erstreckt sich damit
auch auf Nachforderungen von
Betriebskosten. 

Der Bundesgerichtshof gestand
den Vermietern damit sogar eine
mehr als sechsmonatige Frist zu,
wenn diese bis dahin noch nicht
alle notwendigen Daten – zum
Beispiel der Versorgungsunter-
nehmen – beisammen hatten.
(AZ: VIII ZR 71/05)

Mehr Sicherheit mit Kautionen

Mit wenig Aufwand und gerin-
gen Kosten kann oft viel Heiz-
energie gespart werden. 

Ein sehr gutes Beispiel dafür ist
die Reflektionsfolie, die für opti-
male Wärmedämmung im wich-
tigsten Bereich eines Zimmers
sorgt. Sie isoliert dort nicht nur
gegen Kälte von außen, sondern
reflektiert auch die vom Heizkör-
per abgegebene Wärme zurück in
den Wohnraum. So wird diese
nicht von den Außenwänden
„geschluckt“. Die Folie ist für je-
de Heizkörpergröße zuschneid-
bar und kinderleicht mit doppel-
seitigem Klebeband zu befesti-
gen. Die Folie (ca. 70 x 100 cm)

mit Klebeband besteht aus
Schaumstoff mit Alufolie. Infos:
www.asv-neuheitenmarkt.de

Energiesparen leicht
gemacht 



NOVEMBER 2007 SEITE 6MECKLENBURG-VORPOMMERN

IM LANDESVERBAND HAUS&GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus&Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 03971/243130 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 038847/54526 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 039601/21660 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 038206/7060 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 03834/500159 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 03883/722271 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 039932/13953 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 0395/4211749 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 03981/206264 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 03871/265184 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 03821/812976 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 0381/455874 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 03831/290407 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973/43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 03991/64300 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 03836/600439 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 038392/22317 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus&Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V/Präsident Lutz Heinecke 0385/5777410 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 0385/2075213 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 0172/3858959) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 0381/4900026 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 0385/5777408 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Es gibt viele Gründe, sich bei
Haus und Garten für die Verwen-
dung des Baumaterials Holz zu
entscheiden. Es verfügt über her-
vorragende Dämmwerte, schafft
eine behagliche Wohnatmosphä-
re und hat als nachwachsender
Rohstoff eine besondere Bedeu-
tung für die Umwelt. Damit der
Werkstoff aus der Natur nichts

von seiner Schönheit einbüßen
muss und seine positiven Eigen-
schaften behält, braucht er gera-
de im Außenbereich die richtige
Pflege für eine sehr lange Lebens-
dauer. Führende Hersteller für
Holzschutzlasuren haben zu die-
sem Zweck eine völlig neue Pro-
duktgeneration für den dekorati-
ven Schutz von Holz im Außen-

bereich entwickelt. Das Produkt
tropft und kleckert nicht, was
insbesondere bei Überkopfarbei-
ten angenehm ist, und dringt tief
in das Holz ein. Daher benötigt
eine derartige Creme nur einen
Auftrag, um den gesamten
Schutz vor Bläue, Algen, UV-
Strahlung und Feuchtigkeit zu
entfalten. Normale Lasuren wer-
den ansonsten zwei- bis dreimal
aufgetragen, um das gleiche Er-
gebnis zu erzielen. 

Circa eine halbe Stunde nach
dem Auftragen der Creme ist die
Schicht trocken, platzt oder reißt
nicht und muss nicht angeschlif-
fen werden. Sie bietet durch den
optimalen Verlauf ein brillantes
Lasurbild. Ein farbloses Vorim-
prägnieren ist somit nicht mehr
notwendig. Holzfassaden, Zäune,
Carports oder Fensterläden kön-
nen mit der Holzschutz-Creme
komfortabel dauerhaft vor Wind
und Wetter geschützt werden
und erhalten ein frisches Äuße-
res. Die Holzschutz-Creme ist
farblos sowie in sechs verschiede-
nen Farbnuancen, von Mahago-
ni über Nussbaum bis Teak, er-
hältlich. 

Infos: www.holzschutz-erster-
klasse.de

Schönheitscreme fürs Holz
Neuartige Holzlasur macht das Verarbeiten leichter

Auch über Kopf lässt sich die neuartige Holzschutz-Creme problem-
los anwenden. Durch die cremige Konsistenz kann die Lasur zudem
besser in das Holz eindringen und es so vor Bläue, Algen, UV-Strah-
lung und Feuchtigkeit schützen.

„Fogging“ 
beeinträchtig
Wohnqualität

Gibt es in einer Wohnung
schwärzlichen Niederschlag
an den Wänden, auch „Fog-
ging“ genannt, muss der Mie-
ter im Zuge des Schadenser-
satzprozesses zunächst bewei-
sen, dass der Vermieter Schuld
an den Beeinträchtigungen
trägt.

Kann nicht geklärt werden,
wodurch der Mangel verur-
sacht wurde, so muss der Mie-
ter Schadensersatz leisten. Et-
was anderes kann nur dann
gelten, wenn feststeht, dass
„die Schadenursache im Herr-
schafts- und Einflussbereich
des Vermieters gesetzt worden
ist“. Dann erst müsste der Ver-
mieter versuchen, sich zu ent-
lasten. (Az.: VIII ZR 223/04).

Ob beige, weiß oder terrakotta,
Fliesen haben oft Einheitsgrößen
und überzeugen durch ihre posi-
tiven Eigenschaften wie Reini-
gungsfreundlichkeit, Robustheit
und Kratzfestigkeit. 

Neben ihren nüchternen Vor-
teilen gibt es weitere positive As-
pekte: Einzigartigkeit und Nutz-
beständigkeit. 

Fliesen faszinieren inzwischen
durch ungewöhnliche Formteile,
Bordüren, Farben und Formate.
Darüber hinaus sind sie heute in
vielen exklusiven Farben erhält-
lich. Vielen Fliesenserien gemein
sind die aufsehenerregenden Flä-
chenformate, die Größe und Ge-
lassenheit ausstrahlen. 

Infos unter www.korzilius.de

Eindrucksvolle Keramik bietet
einzigartiges Design

Exotik, aber auch Individualität gelangen durch attraktive Fliesenge-
staltungen in die eigenen vier Wände. 

Wenn zu Beginn und während
der Heizperiode die Heizkörper
entlüftet werden müssen, spritzt
meistens sehr schmutziges Was-
ser unkontrolliert heraus. 

Es gibt jetzt ein praktisches Ge-
rät, das jegliche Verschmutzung
verhindert. Das austretende Was-
ser wird gleich in einem Behälter
aufgefangen. Über dem Behälter
ist der Schlüssel mit dem das
Ventil geöffnet wird. 

Als zusätzliche Funktion befin-
det sich im Kopf des Entlüftungs-
schlüssels ein Strahlreglerschlüs-
sel M 22, mit dem Strahlreglerar-
maturen gewechselt werden kön-
nen. Durch einen Hartgummi-
ring wird das Verkratzen der Ar-
maturen verhindert. Es gibt ihn
für 1/2 und 1/4 Entlüftungsven-
tile

Infos unter: www.asv-neuhei-
tenmarkt.de

Heizkörper selber
entlüften

Entlüftungs-Spritzwasser kann
über das neue „Entlüfterventil“
besser abgefangen werden.

Immer mehr Menschen setzen
sich mit dem Thema „Wohnen“
intensiv auseinander. Das zeigt
eine repräsentative Befragung des
Instituts für Demoskopie. Da-
nach rangiert die Wohnungsein-
richtung auf Platz drei der per-
sönlichen Wichtigkeit nach
Freunden und Freizeit. So ist es
nur logisch, dass auch das Inte-
resse an aktuellen Wohntrends
wächst. Der Farbe kommt dabei
als zentrales Ausdrucksmittel be-
sondere Bedeutung zu, denn sie
macht Lebensräume individuell
und persönlich. Doch die vielfäl-
tigen Möglichkeiten, mit Farben
Räume zu verändern, können
auch verunsichern: Wie wirken
die verschiedenen Farben zusam-
men? Passen die neuen Farbtöne
zur vorhandenen Einrichtung?
Ein neues Konzept fertig abge-

tönter Dispersionsfarben unter-
stützt nun die Verbraucher in der
Farbauswahl. 

LivingStyle „Composition“
von der Firma Alpina präsentiert
inzwischen 18 aktuelle und an-
gesagte Farbtöne, die in drei
Farblinien gegliedert sind. In je-
der Farblinie gibt es vier kräftige-
re Töne und zwei dezentere Pas-
telltöne, die ein perfektes Zusam-
menspiel ergeben. Abbildungen
auf den Farbeimern zeigen je-
weils den Originalton zusammen
mit einer weiteren Farbe, sodass
auf den ersten Blick erkennbar
ist, wie zwei Farben gemeinsam
wirken und ob der gewünschte
Farbton mit dem heimischen
Mobiliar harmoniert. Bei der
Auswahl der Farbkombinationen
haben die Designer großen Wert
auf Arrangements gelegt, die

zwar einen dynamischen Gegen-
satz von kräftigen und sanften
Farben bieten, jedoch niemals
starke, unharmonische Kontraste
hervorrufen.

Infos unter www.alpina-far-
ben.de

Fertig abgetönte Dispersionsfar-
ben helfen bei Farbauswahl

Weiche, harmonische Farben bilden eine wichtige Wohlfühlkompo-
nente in der Wohnung.

Der Mieter hat nicht deshalb
das Recht auf Belegkopien einer
Betriebskostenabrechnung, weil
der Vermieter ihm vorher aus
Gefälligkeit bereits einige Ko-
pien übersandt hat. Darüber
gibt es ein Urteil des Bundesge-
richtshofes vom 13. September
2006 (Az.: VIII ZR 71/06).

Die Vertragsparteien stritten
darüber, ob dem Mieter ausrei-
chend Belegeinsicht gewährt
worden war bzw. dieser über-
haupt einen Anspruch auf Über-
sendung von Belegkopien hatte.
In der außergerichtlichen Korres-
pondenz der Parteien hatte der
Vertreter des Vermieters dem
Mieterschutzbund einige Belege
übersandt. Der Mieterverein be-
anstandete dann, dass diese Bele-

ge unvollständig seien. Der Ver-
treter des Vermieters lehnte dann
Übersendung weiterer Belege ab
und bot noch einmal die Ein-
sichtnahme der Belege in den
Geschäftsräumen an. Vor Gericht
verteidigte sich der Mieter vor al-
lem damit, dass die Fälligkeit der
Abrechnung an der nicht ord-
nungsgemäßen Einsichtnahme
in die Belege gescheitert sei, weil
ihm keine Belegkopien über-
sandt worden seien.

Dies überzeugt den Bundesge-
richtshof nicht. Nachdem das
Berufungsgericht noch dem Mie-
ter Recht gegeben hatte, hält der
Bundesgerichtshof das Verhalten
des Vermieters für korrekt. Ein
Zurückbehaltungsrecht zu Guns-
ten des Mieters besteht nicht.
Auch durch Übersendung von

Abrechnungsbelegen entsteht
kein Anspruch hierauf. Der Mie-
ter von preisfreiem Wohnraum
hat grundsätzlich keinen An-
spruch auf Überlassung von Fo-
tokopien. In der Regel reicht es
dem berechtigten Interesse des
Mieters aus, die Überprüfung der
Abrechnung durch Einsicht in
die Belege am Ort der Verwal-
tung bzw. des Vermieters vorzu-
nehmen. Die Übersendung von
Belegkopien kommt deshalb nur
ausnahmsweise nach den Grund-
sätzen von Treu und Glauben in
Betracht. Die Übersendung hat
insoweit wegen der fehlenden
rechtlichen Verpflichtung ledig-
lich eine Gefälligkeit des Vermie-
ters dargestellt, aus der keine
weiteren Rechte hergeleitet wer-
den konnten.

Übersendung von Belegkopien
meist nicht erforderlich

Rund alle 30 Sekunden wird in
Deutschland eingebrochen, doch
die Aufklärungsquote liegt laut
Bundeskriminalamt bei nur rund
20 Prozent. 

Eher selten sind dabei Täter,
die ihre Opfer wochenlang aus-
spionieren. Das Gegenteil ist
meistens der Fall, denn in der Re-
gel wissen die Einbrecher nicht
einmal, in welcher Straße sie sich
befinden. Sie suchen sich ledig-
lich Wohnungen, in die sie ver-
meintlich leicht einbrechen kön-

nen, ohne gestört zu werden. Ne-
ben dem materiellen Schaden ist
es vor allem der Gedanke daran,
dass jemand Fremdes die Privat-
sphäre verletzt hat, der viele
Wohnungs- und Hauseigentümer
nicht mehr ruhig schlafen lässt.
In einigen Fällen hilft dann nur
noch ein Umzug. 

Vorbeugen kann man dem
meist mit Alarmsystemen, denn
sie schrecken potenzielle Einbre-
cher nachweislich ab und halten
sie vom Einbruch ab. Außerdem

steigt mit der Installation einer
solchen Anlage die Chance, den
Täter zu fassen.

So können für Privat-, aber
auch für Geschäftsräume draht-
lose Alarmanlagen mit integrier-
tem Telefonwählgerät verwendet
werden. Die Infrasensorik dieser
Anlagen erkennen den Eindring-
ling bereits an einbruchtypi-
schen Geräuschen im Infra-
schallbereich und lösen sofort
die Alarmsirene aus. 

Infos unter www.sectra.de.

Alarmsystem der neuen Genera-
tion vertreibt Einbrecher
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